Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/577 


Sachgebiet 402 


Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung mietpreisrechtlicher und wohnungs- 
rechtlicher Vorschriften in der Freien und Hansestadt 
Hamburg sowie in der kreisfreien Stadt München 
und im Landkreis München 
(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Städtebau 
und Wohnungswesen) 


A. Problem 

Durch das Gesetz zur Änderung mietpreisrechtlicher Vorschrif- 
ten vom 20. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1411) ist die 
Mietpreisbindung für Altbauwohnungen mit weniger als sechs 
Wohnräumen einschließlich Küche in Hamburg und München 
(Stadt und Land) bis zum 31. Dezember 1970 beibehalten wor- 
den. Da die Wohnungsnot in diesen Bereichen zum Teil noch 
größer wurde, ist eine Verlängerung der Mietpreisbindung über 
den bisher festgelegten Termin hinaus unbedingt erforderlich. 
Anderenfalls müßte angesichts des hohen Nachfrageüberhangs 
mit nicht zu vertretenden Mietpreissteigerungen gerechnet 
werden. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht vor, die Mietpreisbindung für Altbau- 
wohnungen in den Stadt- und Landkreisen Hamburg und Mün- 
chen bis zum 31. Dezember 1972 beizubehalten. Für den Zeit- 
raum der Verlängerung der Preisbindung ist ab 1. Januar 1971 
eine Erhöhung der Grundmiete für den preisgebundenen Alt- 
wohnraum von 10 v. H. zulässig. 


Diudc: Bonner Universitäts-Buchdrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/577 


Deutscher Bundestag — 6. Wa hlperi ode 


C. Alternativen 

Die Anträge — Drucksachen VI/3 und VI/14 — wurden nicht 
angenommen. 


D. Kosten 


Der Gesetzentwurf ist für den Bund kostenneutral. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Städtebau und Wohnungswesen 

(14. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der SPD, FDP eingeb rächten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung mietpreisrechtlicher und 
wohnungsrechtlicher Vorschriften 

— Drucksache VI/159 — 

* 

über den von den Abgeordneten Geisenhofer, Dr. Riedl (Mün- 
chen), Dr. Probst und Genossen eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Wohnungsbindungsgesetzes 1965 

— Drucksache VI /3 — 

über den von den Abgeordneten Geisenhofer, Dr. Riedl 
(München) und Genossen eingebrachten Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung mietpreisrechtlicher Vorschriften 

— Drucksache VI/14 — 


A. Bericht der Abgeordneten 
Schmidt (München) und Geisenhofer 


L Im allgemeinen 

Die Anträge — Drucksachen VI/3 und W 14 — wur- 
den in der 10. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 12. November 1969 und der Antrag — Druck- 
sache VI/ 159 — in der 26. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 28. Januar 1970 in erster Beratung 
erörtert und dem 14. Ausschuß überwiesen. 

Der 14. Ausschuß hat die Vorlagen in zwei Sitzun- 
gen, zuletzt am 12. März 1970 beraten. Auf Grund 
einer interfraktionellen Einigung konnten die Vor- 
lagen VI/3 und Vl/14 als erledigt angesehen werden, 
weil sie durch die Ausschußbeschlüsse gedeckt wur- 
den. 

Durch das Gesetz zur Änderung mietpreisrecht- 
licher Vorschriften vom 20. Dezember 1968 ist die 


Mietpreisbindung für Altbauwohnungen mit weni- 
' ger als sechs Wohnräumen einschließlich Küche in 
: der Freien und Hansestadt Hamburg sowie in der 
kreisfreien Stadt München und im Landkreis Mün- 
I chen bis zum 31. Dezember 1970 beibehalten wor- 
; den. Es ist bereits jetzt zu übersehen, daß diese 
I Mietpreisbindung über den 31. Dezember 1970 hin- 
I aus in Hamburg und München für weitere zwei 
: Jahre aufrechterhalten werden muß, weil in beiden 
Gebieten eine angespannte Wohnungsmarktlage 
Herrscht, die für den Bereich München durch den 
ständig ansteigenden Zustrom und die Ausstrahlung 
der olympischen Spiele im Jahre 1972 noch weiter 
' verschärft wird. Der Gesetzentwurf läßt für den 
Zeitraum der Verlängerung der Mietpreisbindung 
ab 1. Januar 1971 eine Erhöhung der Grundmiete 
: für den preisgebunden bleibenden Altwohnraum 
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von 10 V. H. zu, deren nähere Einzelheiten in einem 
Siebenten Bundesmietengesetz geregelt werden 
sollen. 

II. Im einzelnen 

Artikel 1 ■ — Änderung des Zweiten Bundesmieten- 
gesetzes — 

Artikel 1 enthält die für die Beibehaltung der 
Mietpreisbindung notwendigen Terminänderungen 
in § 18 des Zweiten Bundesinietengesetzes vom 
23. Juni 1960, zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung mietpreisrechtlicher Vorschriften vom 
20. Dezember 1968. 

Der Äusschuß hat § 18 unverändert übernommen 
mit Ausnahme der redaktionellen Änderung, in § 18 
Abs. 1 die Worte „mit Ablauf des 31, Dezember 
1972" zu streichen. 

Artikel 2 — Siebentes Bundesmietengesetz — 

Zu § 1 — Mieterhöhung — • 

Zu § 2 — Mieterhöhung auf Grund einer Ertrags- 
berechnung — 

Zu § 3 — Ausschluß von Mieterhöhungen — 

Zu § 4 — Entsprechende Anwendung — 

Die in Artikel 2 vorgesehenen Vorschriften sind 
als Siebentes Bundesmietengesetz bezeichnet wor- 
den, da es im Anschluß an das nur in Berlin geltende 
Sechste Bundesmietengesetz vom 19. Dezember 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 2357) erlassen werden soll. 

Als § 4 ist eine Vorschrift vorgesehen, die der im 
Land Berlin bereits seit 1967 bestehenden Regelung 
entspricht. Der Ausschuß hat Artikel 2 unverändert 
übernommen. 

Artikel 3 — Änderung des Wohnungsbindungs- 
gesetzes 1965 — 

Der Ausschuß hat beschlossen, Artikel 3 — Ände- 
rung des Wohnungsbindungsgesetzes 1965 — bis 
auf die Einführungsworte ganz zu streichen und die 
in den Beschlüssen des 14. Ausschusses aufgeführte 
Fassung anzunehmen. 

Zu Nummer 1 

Die Änderung des § 5 Abs. 4 bezweckt, den be- 
sonderen Verhältnissen in Hamburg und München 


Rechnung zu tragen. Dort soll die Bescheinigung 
über die Wohnberechtigung nur gelten, wenn sie 
von der für diese Gebiete zuständigen Stelle aus- 
gestellt worden ist. Insofern wird der sonstige Gel- 
tungsbereich der Bescheinigung für das ganze Bun- 
desgebiet eingeschränkt. 

Zu Nummer 2 

Der Ausschuß hat beschlossen, die in Nummer 2 
vorgesehene Regelung des § 5 a auf Hamburg und 
München zu beschränken. Anstelle des vorgesehe- 
nen Zustimmungsverfahrens soll die zuständige 
Stelle dem Vermieter mindestens drei Wohnung- 
suchende benennen. 

Die Nummern 3 und 4 dienen der Anpassung des 
Wortlauts des Gesetzes an die sich aus Nummer 2 
(Einfügung des § 5 a — Sondervorschriften für 
Hamburg und München — ) ergebenden Änderun- 
gen. 


Artikel 4 — Änderung des Gesetzes zur Förde- 
rung des Bergarbeiterwohnungsbaues 
im Kohlenbergbau — 

Der Ausschuß hat beschlossen, auf die in Artikel 4 
der Drucksache VI/159 vorgesehene Änderung des 
Gesetzes zur Förderung des Bergarbeiterwohnungs- 
baues im Kohlenbergbau in der Fassung vom 4. Mai 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 418), zuletzt geändert 
durch das Dritte Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Förderung des Bergarbeiterwohnungsbaues im 
Kohlenbergbau vom 14. August 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 909) zu verzichten. Die vorgesehenen 
Änderungen standen lediglich in einem Zusammen- 
hang mit den Vorschlägen zur Änderung der §§ 4 
und 5 Wohnungsbindungsgesetz in Artikel 3 — • 
Drucksache VI/159 — . 


Artikel 5 — • Schlußvorschriften — 

Artikel 5 der Drucksache VI/159 wird damit Arti- 
kel 4 — Schlußvorschriften — . 

Zu§l 

§ 1 dient der Klarstellung des Artikels 1. 

Zu 5 2 

§ 2 enthält die übliche Berlin-Klausel, 

Zu §3 

§ 3 bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 


Bonn, den 26. März 1970 


Schmidt (München) Geisenhofer 

Berichterstatter 
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B, Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 159 — in 
der anliegenden Fassung anzunehmen; 

2. den von den Abgeordneten Geisenhofer, Dr. Riedl 
(München), Dr. Probst und Genossen eingebrach- 
ten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Wohnungsbindungsgesetzes 1965 

— ■ Drucksache VI/3 — 

und den von den Abgeordneten Geisenhofer, 
Dr. Riedl (München) und Genossen eingebrachten 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
mietpreisrechtlicher V orschriften 

— Drucksache VI/14 ^ — • 

durch die Beschlußfassung zu Nummer 1 für er- 
ledigt zu erklären. 


Bonn, den 26. März 1970 


Der Ausschuß für Städtebau und Wohnungswesen 


Mick 

Vorsitzender 


Schmidt (München) Geisenhofer 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung mietpreisrechtlicher und wohnungsrechtlicher 
Vorschriften in der Freien und Hansestadt Hamburg sowie 
in der kreisfreien Stadt München und im Landkreis München 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Zweiten Bundesmietengesetzes 

Das Zweite Bundesmietengesetz vom 23. Juni 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 389), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung mietpreisrechtlicher 
Vorschriften vom 20. Dezember 1968 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1411), wird wie folgt geändert: 


§ 18 erhält folgende Fassung: 

.§ 18 

(1) Dieses Gesetz tritt in der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg, in der kreisfreien Stadt München 
und im Landkreis München mit Ablauf des 31. De- 
zember 1972 außer Kraft. Gleichzeitig treten außer 
Kraft: 

1. das Erste Bundesmietengesetz; 

2. das Dritte, das Vierte und das Siebente Bundes- 
mietengesetz; 

3. die mietpreisrechtlichen Vorschriften des Ersten 
und des Zweiten Wohnungsbaugesetzes mit Aus- 
nahme der §§ 87 a, 88 b und 1 1 1 des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes; 

4. Die Altbaumietenverordnung vom 23. Juli 1958 
(Bundesgesetzbl. I S. 549), zuletzt geändert durch 
die Verordnung zur Änderung der Altbaumieten- 
verordnung vom 25. Juli 1963 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 529); 

5. die Neubaumietenverordnung 1962 (NMVO 
1962) vom 19. Dezember 1962 (Bundesgesetzbl. I 
S. 753), zuletzt geändert durch Artikel II der 
Verordnung zur Änderung der Zweiten Berech- 
nungsverordnung vom 20. Dezember 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1289); 

6. sonstige mietpreisrechtlichen Vorschriften, so- 
weit sie bis zu dem nach Satz 1 maßgebenden 
Zeitpunkt noch gelten. 

(2) Die Vorschriften des Gesetzes zur Sicherung 
der Zweckbestimmung von Sozialwohnungen (Woh- 
nungsbindungsgesetz 1965 — WoBindG 1965) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 1. August 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 889) bleiben unberührt." 


Artikel 2 

Siebentes Bundesmietengesetz 

§ 1 

Mieterhöhung 

(1) In der Freien und Hansestadt Hamburg, in der 
kreisfreien Stadt München und im Landkreis Mün- 
chen darf bei preisgebundenem Wohnraum, der bis 
zum 20. Juni 1948 bezugsfertig geworden ist, die 
am 31. Dezember 1970 preisrechtlich zulässige mo- 
natliche Grundmiete vom 1. Januar 1971 an um 10 
vom Hundert erhöht werden. Der Vermieter kann 
die auf die Mieterhöhung gerichtete Erklärung vom 

1. Januar 1971 an abgeben. 

(2) Grundmiete im Sinne des Absatzes 1 ist die 
preisrechtlich zulässige Miete nach dem Stande vom 
31. Dezember 1970 abzüglich folgender in ihr ent- 
haltener Beträge: 

1. Umlagen für Wasserverbrauch, 

2. Kosten des Betriebes der zentralen Heizungs- 
und Warmwasserversorgungsanlagen, 

3. Umlagen für laufende Mehrbelastungen seit dem 
1. April 1945, 

4. Untermietzuschläge, 

5. Zuschläge wegen Nutzung von Wohnraum zu 
anderen als Wohnzwecken, 

6. Mieterhöhungen für Wertverbesserungen nach 
§ 12 der Altbaumietenverordnung. 

Die in Satz 1 genannten Beträge dürfen neben 
der nach Absatz 1 erhöhten Grundmiete erhoben 
werden. 

§ 2 

Mieterhöhung aufgrund einer Ertragsberechnung 

(1) Weist der Vermieter nach, daß die nach § 1 
erhöhte Grundmiete wesentlich unter der nach einer 
Ertragsberechnung errechneten Miete bleibt, so hat 
die Preisbehörde eine entsprechende Mieterhöhung 
zu genehmigen. Der Antrag kann in der Zeit vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 1971 gestellt wer- 
den. 

(2) Die zuständigen obersten Landesbehörden wer- 
den ermächtigt, zur Ausführung des Absatzes 1 
Ausführungsvorschriften zu erlassen. 
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§ 3 

Ausschluß von Mieterhöhungen 

Die §§ 1 und 2 gelten nicht 

1. für Wohnraum, der nach seiner Beschaffenheit 
den allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohnverhältnisse offensichtlich nicht genügt, 
insbesondere wegen ungenügender Licht- und 
Luftzufuhr, wegen dauernder Feuchtigkeit oder j 
wegen unhygienischer oder unzureichender sani- | 
tärer Einrichtungen; 

2. für Kellerwohnungen, Bunkerwohnungen, Barak- I 
ken, Wohnungen in Behelfsheimen, Nissenhütten 
und sonstige behelfsmäßige Unterkünfte sowie 
für Wohnraum, dessen weitere Benutzung aus 
bauordnungsrechtlichen Gründen oder auf Grund 
von Anordnungen der Wohnungsaufsicht und 
Wohnungspflege wegen baulicher oder sonstiger 
Mängel untersagt ist. 

§ 4 

Entsprechende Anwendung ^ 

I 

Die §§ 8 bis 11 und 12 Abs. 1 Satz 1 des Dritten | 
Bundesmietengesetzes vom 24. August 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 969, 971), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Fortführung des sozialen Wohnungs- 
baues (Wohnungsbauänderungsgesetz 1968 — 

WoBauAndG 1968) vom 17. Juli 1968 (Bundesge- 
setzbl. I S. 821, 828), gelten entsprechend. 

Artikel 3 

Änderung des Wohnungsbindungsgesetzes 1965 

Das Gesetz zur Sicherung der Zweckbestimmung 
von Sozialwohnungen {Wohnungsbindungsgesetz 
1965 — WoBindG 1965) in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. August 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 889) wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Bescheinigung gilt für die Dauer eines 
Jahres; die Frist beginnt am Ersten des auf die 
Ausstellung der Bescheinigung folgenden Mo- 
nats. Die Bescheinigung gilt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes, in der Freien und Flansestadt 
Hamburg, in der kreisfreien Stadt München und 
im Landkreis München, jedoch nur dann, wenn 
sie von der dort zuständigen Stelle ausgestellt 
ist." 


i 2. Nach § 5 wird folgender § 5 a eingefügt: 

„§ 5 a 

Sondervorschriften für Hamburg und München 

Der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg 
und die Bayerische Staatsregierung werden er- 
mächtigt, für die Freie und Hansestadt Hamburg 
und für die kreisfreie Stadt München und den 
Landkreis München Rechtsverordnungen zu er- 
lassen, die befristet oder unbefristet bestimmen, 
daß der Verfügungsberechtigte eine frei- oder 
bezugsfertig werdende Wohnung nur einem von 
der zuständigen Stelle benannten Wohnungs- 
suchenden zum Gebrauch überlassen darf. Die 
zuständige Stelle hat dem Verfügungsberechtig- 
ten mindestens drei wohnberechtigte Wohnungs- 
suchende zur Auswahl zu benennen. In der 
Rechtsverordnung können nähere Bestimmun- 
gen darüber getroffen werden, nach welchen 
Gesichtspunkten die Benennung erfolgen soll." 

3. In § 25 Abs. 1 werden vor dem Wort „verstößt" 
die Worte eingefügt „oder gegen die nach § 5 a 
erlassenen Vorschriften". 

4. In § 26 Abs. 1 erhält Nummer 1 folgende Fassung: 

„1. eine Wohnung entgegen § 4 Abs. 2 bis 5 oder 
entgegen den nach § 5 a erlassenen Vorschrif- 
ten zum Gebrauch überläßt,". 

Artikel 4 

Schluß Vorschriften 

§ 1 

Die Vorschriften des Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung des Schlußtermins für den Abbau der Woh- 
nungszwangswirtschaft und über weitere Maßnah- 
men auf dem Gebiete des Mietpreisrechts im Land 
Berlin vom 19. Dezember 1969 (Bundesgesetzbl. I 

5. 2357) bleiben unberührt. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßnahme des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
I (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

I Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die Ver- 
i kündung folgenden Monats in Kraft. 
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